
Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 20/10489 –

Weiteres Vorgehen der Bundesregierung hinsichtlich des 
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) bildet seit seinem Inkraft-
treten im Jahr 2007 die Rechtsgrundlage für befristete Arbeitsverträge mit 
wissenschaftlichem und künstlerischem Personal an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen. Es ist ein Sonderbefristungsrecht für die Wissenschaft. 
Demnach kann das wissenschaftliche und künstlerische Personal an Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen zu besonderen Konditionen befristet be-
schäftigt werden (www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/wissenschaftlicher-nachw
uchs/wissenschaftszeitvertragsgesetz/wissenschaftszeitvertragsgesetz_nod
e.html).

Im Koalitionsvertrag „Mehr Fortschritt wagen – Bündnis für Freiheit, Gerech-
tigkeit und Nachhaltigkeit“ haben SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP eine Novellierung des WissZeitVG angekündigt (www.bundesregierun
g.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/20
21-12-10-koav2021-data.pdf?download=1). Die heutigen Regierungsfraktio-
nen hatten sich bereits im Vorfeld im Zuge des Bundestagswahlkampfes 2021 
nach Wahrnehmung der Fragesteller lautstark für eine etwaige Novellierung 
ausgesprochen, unter anderem im Rahmen einer Aktuellen Stunde im Deut-
schen Bundestag (vgl. Plenarprotokoll 19/236).

Vor knapp einem Jahr, am 17. März 2023, hat das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) ein Eckpunktepapier zur Novellierung des 
WissZeitVG veröffentlicht (www.bmbf.de/SharedDocs/Downloads/de/2023/2
30317-wisszeitvg.pdf?__blob=publicationFile&v=1). Zwei Tage später wur-
den die vorgestellten Eckpunkte nach massiver Kritik aus der gesamten Breite 
der deutschen Wissenschaftslandschaft „zurück in die Montagehalle“ gerufen 
(www.jmwiarda.de/2023/03/19/bitte-freimachen/).

Am 6. Juni 2023 hat das BMBF den Referentenentwurf zur Novellierung des 
WissZeitVG der Öffentlichkeit vorgestellt (www.bmbf.de/SharedDocs/Downl
oads/de/2023/2023-06-wisszeitvg-referentenentwurf.pdf?__blob=publicationF
ile&v=1). Nach eigenem Bekunden der Regierungskoalition sei dieser nicht 
geeint. Die damalige wissenschaftspolitische Sprecherin der Bundestagsfrakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Nina Stahr, äußerte sich wie folgt: „Dass 
wir jetzt trotz der bereits sehr langen Verhandlungen noch kein abschließendes 
Ergebnis haben, bedauern wir, aber der letzte Vorschlag des BMBF war für 
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uns Bündnisgrüne noch nicht konsensfähig“ (www.jmwiarda.de/https-www.j
mwiarda.de-2023-06-06-koalitionsvertrag-erfuellt-oder-verfehlt/).

Die Fraktion der SPD begründete ihre Ablehnung des Referentenentwurfs 
über die zuständige Berichterstatterin Carolin Wagner mit folgenden Worten: 
„Ausschlaggebend ist für uns die Frage, wann die Anschlusszusage in der 
Postdoc-Phase greift – unserer Ansicht nach muss dies zügig nach der Promo-
tion erfolgen, spätestens nach zwei Jahren. Die von der Ministerin vorgeschla-
gene Regelung greift hier zu spät. So wird der Wandel zu mehr entfristeten 
Stellen im Wissenschaftsbetrieb behindert“ (carolinwagner.bayern/news/mont
agehalle-zu-klein-fuer-den-grossen-wurf/).

Auf Nachfrage hat die Bundesregierung am 8. Juni 2023 zum weiteren Zeit-
plan Folgendes mitgeteilt: „(…) Nach der Sommerpause ist die Beschluss-
fassung im Kabinett geplant. Daran schließt sich das parlamentarische Gesetz-
gebungsverfahren an“ (Bundestagsdrucksache 20/7148).

Aufgrund der fortschreitenden Zeit bedarf es aus Sicht der Fragesteller nun 
dringend Klarheit, ob, wie, und wann die Regierungskoalition eine Novellie-
rung des WissZeitVG vornehmen wird.

1. Ist die Novellierung des WissZeitVG weiterhin ein Vorhaben der aktuellen 
Regierungskoalition?

2. Wenn ja, wann ist mit einem Kabinettbeschluss zu rechnen?

3. Wenn ja, welche konkreten Änderungen in der Postdoc-Phase strebt die 
Bundesregierung an?

4. Wenn ja, wann soll das Gesetz aus Sicht der Bundesregierung in Kraft tre-
ten?

Die Fragen 1 bis 4 werden im Zusammenhang beantwortet.
Die Ressortabstimmung zum Gesetzentwurf zur Änderung des Befristungs-
rechts für die Wissenschaft dauert an. Der Gesetzentwurf wird zeitnah nach 
Abschluss der Ressortabstimmung im Bundeskabinett beschlossen werden. 
Hinsichtlich der im Referentenentwurf des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) vorgesehenen gesetzlichen Änderungen wird auf den 
auf der Internetseite des BMBF abrufbaren Entwurf sowie die erläuternden 
FAQ verwiesen. Das Gesetz soll am ersten Tag des sechsten auf die Verkün-
dung folgenden Kalendermonats in Kraft treten.

5. Wie viele Gespräche hat Bundesministerin Bettina Stark-Watzinger seit 
September 2023 mit Bezug zum Thema „Novellierung des WissZeitVG“ 
persönlich geführt?

Bundesministerin Bettina Stark-Watzinger hat seit September 2023 persönlich 
zehn Gespräche mit ausdrücklichem und unmittelbarem Bezug zum Thema 
„WissZeitVG“ geführt. Dies umfasst insbesondere Besprechungen innerhalb 
des BMBF sowie Gespräche im Rahmen der Abstimmung des Gesetzentwurfs 
zur Änderung des Befristungsrechts für die Wissenschaft zwischen den Res-
sorts.
Darüber hinaus hat die Bundesministerin das Thema in verschiedenen Kontex-
ten angesprochen beziehungsweise wurde darauf angesprochen. Solche von der 
Bundesministerin geführten Gespräche – etwa am Rande von Veranstaltungen – 
werden nicht protokolliert und können daher nicht einzeln aufgeführt werden.
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